
   

LuH UAV 2018 

Luftfahrt                  LuH UAV 2018 
Haftpflichtversicherungs-Bedingungen  
(Besondere Bedingungen für den Betrieb von  

Unbemannten Luftfahrtsystemen und Flugmodellen) 

________________________________________________________________________________________________  
 
 
Der Versicherungsschutz für das im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen beschriebene Risiko wird auf der 
Grundlage der Luftfahrt-Haftpflichtversicherungs-
Bedingungen (Luftfahrzeughalter, Luftfrachtführer) – LuH 
2009 gewährt. Zusätzlich gelten die nachfolgenden Beson-
deren Bedingungen. 

§ 1 Versichertes Risiko 

1. Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Schä-
den aus dem Gebrauch von Unbemannten Luftfahrt-
systemen und Flugmodellen, nachfolgend kurz „Flug-
gerät“ genannt, wenn der Schaden durch einen Unfall 
beim Betrieb des Fluggeräts verursacht wurde. Das 
Höchstgewicht von versicherungsfähigen Fluggerä-
ten inkl. Sonderausstattungen und aller Anbauten, so-
fern nicht anderweitig im Versicherungsschein oder 
Nachträgen vereinbart, ist auf 25 kg begrenzt. 

2. Versicherungsschutz besteht nur für Versicherungs-
nehmer, die ihren Wohnsitz in Deutschland, Oster-
reich oder der Schweiz haben. 

3. Sofern im Versicherungsschein oder den dazugehöri-
gen Nachträgen nichts anderweitig vereinbart ist, gilt 
die Versicherung für Versicherungsfälle auf der gan-
zen Welt mit Ausnahme der USA, US-Territorien und 
Kanada. 

§ 2  Ausschlüsse 

1. Kein Versicherungsschutz besteht 

1.1 beim widerrechtlichen oder vorsätzlichen Einsatz des 
Fluggeräts als Waffe, sowie bei militärischen oder po-
lizeilichen Einsätzen des Fluggerätes; 

1.2 für Personen und Sachen, die durch das Fluggerät 
befördert werden. 

2. §4 Ziff. 1.1, 1.2 und 1.3 der Luftfahrt-
Haftpflichtversicherungsbedingungen (Halter, Luft-
frachtführer) LuH 2009 finden keine Anwendung. 

§ 3 Obliegenheiten 

1. Regelungen für jeden Betrieb 

1.3 Das Fluggerät darf nicht außerhalb der Sichtweite des 
Steuerers, also nur im Rahmen von „Visual Line of 
Sight“ (VLOS) -Operations betrieben werden, sofern 
die Startmasse des Fluggerätes fünf Kilogramm oder 
weniger beträgt.   

1.4 Das Fluggerät darf nicht innerhalb des kontrollierten 
Luftraums betrieben werden. Insbesondere darf der 
Betrieb des Fluggerätes nicht in einer Entfernung von 
weniger als 1,5 km von der Begrenzung von Flugplät-

zen erfolgen. Dies gilt nicht, sofern eine besondere 
Freigabe durch die Deutsche Flugsicherung (DFS) 
möglich ist und alle gesetzlichen Bestimmungen und 
Verordnungen eingehalten werden. Hierfür müssen 
insbesondere alle von der DFS aufgelisteten Tatbe-
stände für eine generelle Erteilung der Flugerlaubnis in 
den Kontrollzentren der DFS vorliegen. 

1.5 Das Fluggerät darf nicht im automatisch-autonomen 
Betrieb eingesetzt werden. Dies gilt nicht, wenn dieser 
in Sichtweite stattfindet und der Pilot jederzeit mit Hil-
fe der Funkfernsteuerung manuell und in Echtzeit ein-
greifen kann. 

1.6 Beim Betrieb des Fluggeräts muss ein ausreichen- der 
Sicherheitsabstand zu Personen, landwirtschaftlichen 
Nutztieren sowie öffentlichen Verkehrswegen, Hoch-
spannungsleitungen und anderen Hindernissen sowie 
öffentlichen Straßen und Plätzen, Schienenwegen 
und Flughafen eingehalten werden. Personen dürfen 
nicht angeflogen oder ohne ausreichenden Sicher-
heitsabstand überflogen werden. Die Beurteilung ei-
nes ausreichenden Sicherheitsabstandes ist vom 
Steuerer so vorzunehmen, dass jegliche Beeinträchti-
gung und Gefährdung ausgeschlossen ist. 

1.7 Der Start- und Landeplatz ist so abzusichern, dass 
beim Starten und Landen des Fluggeräts eine Gefähr-
dung Dritter ausgeschlossen wird.  Beim Betrieb über 
Wohngrundstücken ist die Zustimmung des Eigentü-
mers oder Nutzungsberechtigten einzuholen.  

1.8 Der Betrieb des Fluggeräts darf nur unter den Be-
dingungen und innerhalb der Betriebsgrenzen der Ge-
brauchsanweisung des Herstellers erfolgen. 

1.9 Beim Betrieb ist auf weiteren Flugverkehr zu ach- ten. 
Das Fluggerät hat bemannten Luftfahrzeugen stets 
auszuweichen. Im Einsatzraum von Luftfahr- zeugen 
der Polizei des Bundes oder der Länder und der Ret-
tungsdienste ist der Betrieb nicht erlaubt. Die Auf-
nahme des Betriebes ist in Ausnahmefällen nur bei ei-
ner Einhaltung einer Entfernung von mindestens 100 
Metern zu einer solchen Einsatzstelle und nur mit Ge-
nehmigung des jeweiligen örtlichen Einsatzleiters er-
laubt. 

1.10 Bei Anzeichen von Funkstörungen ist der Flugbetrieb 
unverzüglich einzustellen. Der Flugbetrieb ist solange 
einzustellen, bis die Störquelle eindeutig ermittelt und 
ausgeschaltet wurde. 

1.11 Es dürfen nur Funkanlagen verwendet werden, die 
den für solche Anlagen geltenden Vorschriften ent-
sprechen. 

1.12 Innerhalb von naturschutzrechtlichen Schutzgebieten 
darf nur geflogen werden, wenn der Betrieb des Flug-
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geräts nicht aufgrund der Schutzgebietsverordnung 
untersagt oder unter Erlaubnisvorbehalt gestellt ist. In 
jedem Fall ist die zuständige Naturschutzbehörde 
rechtzeitig vor Beginn des Flugbetriebes zu informie-
ren. 

1.13 Der Steuerer darf das Fluggerät nur in Betrieb neh-
men, wenn er zum Führen des Fluggerätes die erfor-
derlichen Berechtigungen und vorgeschriebenen Er-
laubnisse besitzt. Sofern der Versicherungsnehmer 
nicht selbst Steuerer des Fluggerätes ist, darf er ei-
nem Dritten nur dann die Steuerung des Fluggerätes 
ermöglichen, wenn dieser die Voraussetzungen des 
Satzes 1 dieser Ziffer erfüllt. 

1.14 Das Fluggerät darf sich bei Eintritt des Schadenser-
eignisses nicht in einem Zustand befunden haben, der 
den gesetzlichen Bestimmungen und behördlichen 
Auflage über das Halten und den Betrieb von Luft-
fahrzeugen nicht entspricht. Die erforderlichen be-
hördlichen Genehmigungen müssen, soweit erforder-
lich, erteilt worden sein.  

2. Zusätzliche Regelungen für den gewerblichen Be-
trieb 

Zusätzlich zu vorstehendem § 3 Ziffer 1 gilt bei ge-
werblichem Betrieb: 

1.1 Das Fluggerät darf nur von  denen in der Police ge-
nannten Steuerern geflogen werden; 

1.2 Über jeden Einsatz ist ein Nachweis mit folgenden  
Angaben zu führen: 

- Name des Steuerers 
- Datum und Uhrzeit 
- Einsatzort 
- Dauer des Einsatzes 
- Bezeichnung des Gerätes 
- Anzahl von Starts und Landungen 
- Gesamtflugzeit des Einsatzes 
- Besonderheiten, Vorkommnisse, Betriebsstörun-

gen. 
 

§ 4 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versiche-
rungsnehmers 

 Es gelten die in § 11 der Versicherungsbedingungen 
LuH 2009 geregelten Anzeigepflichten. 

§ 5  Rechtsfolge bei Obliegenheitsverletzungen 

Wird eine der in § 3 genannten Obliegenheiten ver-
letzt, gilt für die Rechtsfolgen § 9 der Versicherungs-
bedingungen LuH 2009. 
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Luftfahrt 
Haftpflichtversicherungs-Bedingungen                   LuH 2009 
(Luftfahrzeughalter, Luftfrachtführer) 
_______________________________________________________________________________________________ 
 
 
§ 1 Gegenstand der Versicherung 
 
1. Der Versicherer bietet Versicherungsschutz, wenn 

der Versicherungsnehmer wegen eines während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Scha-
denereignisses von einem Dritten aufgrund gesetzli-
cher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen In-
halts wegen des Todes, der Verletzung  
oder Gesundheitsschädigung von Menschen (Per-
sonenschaden) oder der Beschädigung oder Ver-
nichtung von Sachen (Sachschaden) auf Schaden-
ersatz in Anspruch genommen wird. 
 

2. Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist das 
Schadenereignis, das Haftpflichtansprüche gegen 
den Versicherungsnehmer zur Folge haben könnte. 

 
3. Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche 

Haftpflicht 
 
3.1 (Halter-Haftpflichtversicherung) 

aus dem Gebrauch von Luftfahrzeugen wegen 
Schäden von Personen und Sachen, die nicht im 
Luftfahrzeug befördert werden.  

 
3.2 (Luftfrachtführer-Haftpflichtversicherung) 

aus der vertraglichen Beförderung oder Mitnahme 
von Personen (außerhalb der Flugausbildung) sowie 
Reisegepäck und Luftfracht ohne Wertdeklaration. 
Der Versicherungsanspruch erstreckt sich auch auf 
gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen Schäden 
aus der verspäteten Beförderung von Personen oder 
Sachen oder dem Abhandenkommen von Sachen. 
 
Im Rahmen der vereinbarten Versicherungssummen 
gelten für nachfolgend aufgeführte Risiken folgende 
Sublimits: 
 
- Für Schäden aus verspäteter Personenbeförde-

rung EUR 5.000,00, jedoch nicht weniger als 
SZR 4.150,00 je Fluggast; für Luftfahrtunter-
nehmen beträgt die Versicherungssumme für 
alle Schäden eines Versicherungsjahres zu-
sammen maximal EUR 250.000,00; 

- Für Schäden an Reisegepäck und aus Verlust 
oder Verspätung von Reisegepäck EUR 
1.250,00, jedoch nicht weniger als SZR 
1.000,00 je Fluggast; für Luftfahrtunternehmen 
beträgt die Versicherungssumme für alle Schä-
den eines Versicherungsjahres zusammen ma-
ximal EUR 62.500,00.  

- Für die Zerstörung oder Beschädigung des Ge-
päcks gilt jedoch eine Deckungssumme von 
EUR 2.000,00 je Fluggast vereinbart. 

 
3.3 (Reiseveranstalter-Haftpflichtversicherung) 

als vertragsschließender Luftfrachtführer aus einer 

selbst veranstalteten Beförderung von Personen 
incl. Gepäck ohne Wertdeklaration.  

 
4. Aus dem Versicherungsschein, seinen Nachträgen 

oder dem Antrag ergibt sich, für welche Risiken oder 
Luftfahrzeuge jeweils Versicherungsschutz besteht. 

 
§ 2  Mitversicherte Personen 
 
1.  Der Versicherungsschutz umfasst auch die persönli-

che gesetzliche Haftpflicht 
 
1.1 des Halters sowie aller Personen, die mit Wissen und 

Willen des Halters an der Führung und Bedienung 
der Luftfahrzeuge beteiligt sind, einschließlich der 
Personen, die berechtigt sind, die Fernsteuerungs-
anlage eines Flugmodells zu bedienen; 

 
1.2 der eigenen Leute des Versicherungsnehmers, 

soweit sie berechtigt Arbeiten oder Tätigkeiten an 
über diesen Vertrag versicherten Luftfahrzeugen 
vornehmen; 

 
1.3 der für den vertragsschließenden Luftfrachtführer 

tätigen Personen, mit Ausnahme des ausführenden 
Luftfrachtführers und dessen Leuten; 

 
1.4 desjenigen Beförderers, der das versicherte Luft-

fahrzeug anchartert, ohne es selbst zu führen. Der 
Versicherungsschutz gilt nur, soweit der Beförderer 
das Haftungsrisiko nicht über andere Verträge ab-
gesichert hat. 

 
2. Mitversicherte Personen können ihre Ansprüche 

selbstständig geltend machen. 
 
§ 3 Örtlicher Geltungsbereich 
 
 Die Versicherung gilt für Versicherungsfälle auf der 

ganzen Welt, außer in den USA, US-Territorien oder 
Kanada. 

 
§ 4  Ausschlüsse  
 
1. Kein Versicherungsschutz besteht 
 
1.1  wenn sich bei Eintritt des Schadenereignisses das 

Luftfahrzeug nicht in einem Zustand befunden hat, 
der den gesetzlichen Bestimmungen und behördli-
chen Auflagen über das Halten und den Betrieb von 
Luftfahrzeugen entsprochen hat und/oder die be-
hördlichen Genehmigungen, soweit erforderlich, 
nicht erteilt waren; 

 
1.2 wenn bei Eintritt des Schadenereignisses das Luft-

fahrtunternehmen, soweit gesetzlich vorgeschrie-
ben, nicht genehmigt war; 
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1.3 wenn der/die Führer des Luftfahrzeugs bei Eintritt 

des Ereignisses nicht die vorgeschriebenen Erlaub-
nisse, erforderlichen Berechtigungen oder Befähi-
gungsnachweise hatten; 

 
1.4 für Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund Ver-

trages oder besonderer Zusagen über den Umfang 
der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers hinausgehen; 

 
1.5 wegen Schäden, die im Zusammenhang stehen 
 
1.5.1 mit energiereichen ionisierenden Strahlen (z.B. von 

radioaktiven Substanzen emittierte Alpha-, Beta- 
und Gammastrahlen sowie Neutronen oder in Teil-
chenbeschleunigern erzeugte Strahlen) sowie mit 
Laser- und Maserstrahlen und/oder radioaktivem 
Material, 

 
1.5.2 mit jeglicher explosiven nuklearen Baugruppe oder 

Teilen davon; 
 
1.6 in der Halter-Haftpflichtversicherung  
 

-  wegen Schäden durch Umwelteinwirkung und al-
ler sich daraus ergebenden weiteren Schäden, Vib-
ration, elektrische oder elektromagnetische Einflüs-
se.  

 Der Ausschluss gilt nicht bei Schäden durch Feuer, 
Explosion, Zusammenstoß, Absturz oder einer re-
gistrierten Notsituation eines Luftfahrzeugs wäh-
rend des Fluges, die einen ungewöhnlichen Flugzu-
stand bewirkt. 
 
-  wegen Umweltschäden gemäß Umweltscha-
densgesetz oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basieren-
den nationalen Umsetzungsgesetzen, wegen der 
Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer gel-
tend gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn 
der Versicherungsnehmer von einem Dritten auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch solche 
Umweltschäden entstandenen Kosten in Anspruch 
genommen wird. 
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche An-
sprüche erhalten, die auch ohne Bestehen des Um-
weltschadensgesetzes oder anderer auf der EU- 
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basieren-
den nationalen Umsetzungsgesetzen bereits auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer 
geltend gemacht werden könnten. 

 
1.7  wegen Schäden, die zusammenhängen mit Kriegs-, 

Bürgerkriegsereignissen, anderen feindseligen 
Handlungen, jeder Explosion einer Kriegswaffe unter 
Anwendung atomarer Kernspaltung und/oder Kern-
fusion oder sonstiger Strahlungseinwirkung sowie 
Streik, Aussperrung, Aufruhr, inneren Unruhen, Ar-
beitsunruhen und Terror- oder Sabotageakten; 

 

1.8 wegen Schäden, die zusammenhängen mit Verfü-
gungen von Hoher Hand oder jeder sonstigen ho-
heitlichen Tätigkeit; 
 

 
 
1.9 für Haftpflichtansprüche 
 
1.9.1 aus Personenschäden, bei denen es sich um Ar-

beitsunfälle oder Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß Sozialgesetzbuch VII 
handelt; 

 
1.9.2 von Angehörigen des Versicherungsnehmers, so-

weit Leistungspflicht eines Sozialversicherungsträ-
gers oder eines öffentlich rechtlichen Versorgungs-
trägers besteht, ferner wegen Sachschäden; 

 
1.9.3 zwischen mehreren Versicherungsnehmern, ausge-

nommen Mitglieder von Haltergemeinschaften im 
Rahmen von § 1 Ziffer 3.2; 

 
1.9.4 des Halters, Eigentümers oder des verantwortlichen 

Luftfahrzeugführers gegen Mitversicherte; 
 
1.9.5 der Mitversicherten untereinander wegen Sach-

schäden, es sei denn wegen Schäden an Flugmo-
dellen; 

 
1.9.6 von unbeschränkt persönlich haftenden Gesell-

schaftern nicht rechtsfähiger Handelsgesellschaf-
ten; 

 
1.9.7 von gesetzlichen Vertretern juristischer Personen 

des privaten oder öffentlichen Rechts sowie nicht 
rechtsfähiger Vereine, es sei denn, dass das Scha-
denereignis mit der jeweiligen Funktion nicht in ur-
sächlichem Zusammenhang steht; 

 
1.9.8 von Partnern einer eingetragenen Partnerschaftsge-

sellschaft; 
 
1.9.9 von Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern. 
 
 Die Ausschlüsse unter 1.9.3 – 1.9.9 erstrecken sich 

auch auf Haftpflichtansprüche aus Schadenfällen 
von Angehörigen der dort genannten Personen. 

 
 Als Angehörige gelten die mit dem Versicherungs-

nehmer bei Schadeneintritt in häuslicher Gemein-
schaft lebenden Ehegatten, Eltern und Kinder,  
Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern und 
-kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und En-
kel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf 

 längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und 
Kinder miteinander verbunden sind); 

 
1.10 für Ansprüche aus Sprüh- und Streuschäden, sofern 

hierfür nicht gesondert Versicherungsschutz verein-
bart wird. 
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2. Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller 
Personen wegen Schäden, die sie vorsätzlich her-
beigeführt haben. 

 
3. Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche 

wegen Schäden und Aufwendungen, die auf Asbest, 
asbesthaltige Substanzen und Erzeugnisse zurück-
zuführen sind. 

 Der Ausschluss gilt nicht bei Schäden durch 
Absturz, Feuer, Explosion, Zusammenstoß oder eine 
registrierte Notsituation eines Luftfahrzeuges wäh-
rend des Fluges, die einen ungewöhnlichen Flugzu-
stand bewirkt. 

 Ebenso bleiben sonstige plötzlich und unfallartig 
eintretende Schäden versichert. 

 
§ 5 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes, 

Verlängerung und Kündigung 
 
1. Der Versicherungsschutz beginnt, sobald der erste 

Beitrag gezahlt ist, jedoch frühestens zu dem im 
Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Wird 
der erste Beitrag erst danach angefordert, dann  
aber innerhalb von 14 Tagen gezahlt, beginnt der 
Versicherungsschutz zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt. 

 
2. Der Vertrag endet durch Kündigung in Textform 

eines der Vertragspartner  
 
2.1 zum Ablauf der vereinbarten Dauer von einem Jahr 

(Ablaufkündigung). Die Kündigung muss spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf zugegangen sein; ande-
renfalls verlängert sich der Vertrag jeweils um ein 
Jahr; 

 
2.2 wenn vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung 

geleistet wurde oder dem Versicherungsnehmer 
oder im Fall eines Direktanspruchs dem Versicherer 
eine Klage über einen unter den Versicherungs-
schutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zu-
gestellt wird (Schadenfallkündigung). Die Kündigung 
muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat 
nach der Schadensersatzzahlung oder der Zustel-
lung der Klage zugegangen sein. 
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kün-
digung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer 
wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren 
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des laufen-
den Versicherungsjahres, wirksam wird. 

 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam. 

 
3. Der Vertrag endet ohne Kündigung, wenn die ver-

einbarte Dauer weniger als ein Jahr beträgt. 
 
§ 6 Beitragszahlung, Fälligkeit, Verzug 
 
1. Beitrag und Versicherungsteuer 
 
 Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versi-

cherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der 

jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten 
hat.  

 
2. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Erster oder 

einmaliger Beitrag 
 
2.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 
 
 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich 

nach Abschluss des Vertrages fällig, jedoch nicht vor 
dem im Versicherungsschein angegebenen Versi-
cherungsbeginn.  

 
 Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten verein-

bart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ers-
ten Jahresbeitrags. 

 
2.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 
 
 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder 

einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu ei-
nem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs-
schutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versi-
cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtfolge aufmerk-
sam gemacht wurde. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. 

 
2.3 Rücktritt 
 
 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder 

einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versi-
cherer vom Vertrag zurücktreten, solange der Bei-
trag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zu-
rücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat. 

 
3. Zahlung und Folgen verspäteter Zah-

lung/Folgebeitrag 
 
3.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 
 
 Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbar-

ten Zeitpunkt fällig.  
 
3.2 Verzug 
 
 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät 

der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, 
es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu 
vertreten hat. 

 
 Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch 

den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 
 
3.3 Zahlungsaufforderung 
  
 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann 

der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf des-
sen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestim-
men, die mindestens zwei Wochen betragen muss. 
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Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rück-
ständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten 
im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, 
die nach den Ziffern 3.4 und 3.5 mit dem Fristablauf 
verbunden sind. 

 
3.4 Kein Versicherungsschutz 
 
 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser 

Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, be-
steht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Ver-
sicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsauffor-
derung nach Ziffer 3.3 darauf hingewiesen wurde. 

 
3.5 Kündigung 
 

 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser 
Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann 
der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer 
mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 3.3 darauf 
hingewiesen hat. 

 
 Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der 

Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Mo-
nats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag 
fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zu-
gang der Kündigung und der Zahlung eingetreten 
sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 

 
4. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächti-

gung 
 
 Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto 

vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der 
Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden 
kann und der Versicherungsnehmer einer berechtig-
ten Einziehung nicht widerspricht.  

 Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des 
Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht ein-
gezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in 
Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des 
Versicherers erfolgt. 

 
 Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, 

weil der Versicherungsnehmer die Einzugsermächti-
gung widerrufen hat, oder hat der Versicherungs-
nehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der 
Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden kann, 
ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung au-
ßerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der 
Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Bei-
trags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer 
hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 

 
5. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
 
 Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten verein-

bart, sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, 
wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung ei-
ner Rate in Verzug ist.  

 

 Ferner kann der Versicherer für die Zukunft 
jährliche Beitragszahlung verlangen.  

 
6. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 
 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der 

Versicherer, soweit gesetzlich nicht etwas anderes 
bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Bei-
trags, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versi-
cherungsschutz bestanden hat. 

 
§ 7 Umfang der Leistung 
 
1.  Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der 

Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Scha-
densersatzansprüche und die Freistellung des Ver-
sicherungsnehmers von berechtigten Schadenser-
satzverpflichtungen. 
 
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen 
dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Ge-
setzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses o-
der Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist 
und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Aner-
kenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungs-
nehmer ohne Zustimmung des Versicherers abge-
geben oder geschlossen worden sind, binden den 
Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne An-
erkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 
Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versi-
cherer festgestellt, hat der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer binnen zwei Wochen vom An-
spruch des Dritten freizustellen. 

 
 Die Versicherung umfasst auch die mit Einverständ-

nis des Versicherers aufgewendeten Kosten der 
Verteidigung in einem Straf- oder Ordnungswidrig-
keitsverfahren, das wegen einer Tat eingeleitet wur-
de, welche die Verantwortlichkeit des Versiche-
rungsnehmers einem Dritten gegenüber zur Folge 
haben könnte. 

 
 Hat der Versicherungsnehmer für eine aus einem 

Versicherungsfall geschuldete Rente kraft Gesetzes 
Sicherheit zu leisten oder ist ihm die Abwendung der 
Vollstreckung einer gerichtlichen Entscheidung 
durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung nach-
gelassen, ist der Versicherer an seiner Stelle zur Si-
cherheitsleistung oder Hinterlegung verpflichtet. 

 
2.  Für die Leistung des Versicherers bilden die für den 

Versicherungsvertrag jeweils geltenden Versiche-
rungssumme die Höchstgrenze bei jedem Schaden-
ereignis. 
 

 Mehrere zeitlich zusammenhängende Schäden aus 
derselben Ursache gelten als ein Schadenereignis. 

 
3.  Beseitigt der Versicherungsnehmer einen ersatz-

pflichtigen Schaden selbst, werden nur Selbstkos-
ten ohne Gewinnanteil ersetzt. 
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4. Der Versicherer ist bevollmächtigt, im Rahmen der 
Versicherungssumme alle ihm zur Beilegung oder 
Abwehr von Ansprüchen zweckmäßig erscheinen-
den Erklärungen im Namen des Versicherungsneh-
mers abzugeben. 
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem 
Rechtsstreit über den Anspruch zwischen dem Ver-
sicherungsnehmer und dem Geschädigten oder 
dessen Rechtsnachfolger, führt der Versicherer den 
Rechtsstreit auf seine Kosten im Namen des Versi-
cherungsnehmers. 

 
5. Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden, 

ausgenommen bei Schadenereignissen und 
Rechtsstreitigkeiten in USA und Kanada, nicht als 
Leistungen auf die Versicherungssumme angerech-
net. 

 
  
 

Kosten sind: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- 
und Gerichtskosten; Aufwendungen zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens bei oder nach 
Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadener-
mittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versi-
cherer nicht selbst entstehen. Dies gilt auch dann, 
wenn diese Kosten auf Weisung des Versicherers 
entstanden sind. 

 
 Übersteigen die Haftpflichtansprüche die Versiche-

rungssumme, hat der Versicherer Prozesskosten nur 
im Verhältnis der Versicherungssumme zur Ge-
samthöhe der Ansprüche zu tragen, und zwar auch 
dann, wenn es sich um mehrere aus einem Scha-
denereignis entstehende Prozesse handelt. 

 
6.  Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten 

Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapi-
talwert der Rente die Versicherungssumme oder 
den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus 
dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbe-
trag der Versicherungssumme, wird die zu leistende 
Rente nur im Verhältnis der Versicherungssumme 
oder ihres Restbetrages zum Kapitalwert der Rente 
erstattet. Über die Berechnungsmethode des Kapi-
talwertes der Rente erteilt der Versicherer auf Ver-
langen Auskunft. 

 
7.  Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines 

Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedi-
gung oder Vergleich am Widerstand des Versicher-
ten scheitert, hat der Versicherer für den von der 
Weigerung an entstehenden Mehraufwand an 
Hauptsache, Zinsen und Kosten nicht aufzukom-
men. 

 
§ 8 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungs-

falles 
 
1. Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unver-

züglich anzuzeigen, auch wenn noch keine Scha-
densersatzansprüche erhoben wurden. 

 

 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haft-
pflichtanspruch erhoben, ein staatsanwaltschaftli-
ches, behördliches oder gerichtliches Verfahren ein-
geleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm ge-
richtlich der Streit verkündet, hat er dies ebenfalls 
unverzüglich anzuzeigen. 

 
2.  Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit 

für die Abwendung und Minderung des Schadens 
sorgen. Weisungen des Versicherers sind dabei zu 
befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer 
zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche 
und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstat-
ten und ihn bei der Schadenermittlung und -
regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die 
nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung 
des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie 
alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt 
werden. 

 
3.  Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung 

von Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz 
muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Wider-
spruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe 
einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es 
nicht. 
Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haft-
pflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat er 
die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu 
überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen 
des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der 
Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt 
Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte ertei-
len und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung 
stellen. 

 

§ 9 Folgen von Obliegenheitsverletzungen 
 

 Wird eine Obliegenheit vorsätzlich verletzt, ist der 
Versicherer von der Leistung frei. Bei grob fahrlässi-
ger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen.  

 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die 
Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt 
der Versicherungsschutz bestehen. 
 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch 
für die Feststellung oder den Umfang der  Leistung 
ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.  
 
Diese Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob 
der Versicherer ein ihm zustehendes Kündigungs-
recht ausübt. 

 
§ 10 Rechtsverhältnisse am Vertrag beteiligter Perso-

nen 
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1.  Soweit sich die Versicherung auf Haftpflichtansprü-
che gegen andere Personen als den Versicherungs-
nehmer erstreckt, finden alle im Versicherungsver-
trag bezüglich des Versicherungsnehmers getroffe-
nen Bestimmungen auch auf diese Personen sinn-
gemäße Anwendung. Der Versicherungsnehmer 
bleibt neben dem Versicherten für die Erfüllung der 
Obliegenheiten verantwortlich. 

 
2.  Die Versicherungsansprüche können vor ihrer end-

gültigen Feststellung ohne Zustimmung des Versi-
cherers nicht übertragen werden. 

 
§ 11 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versiche-

rungsnehmers 
 
1. Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 

gefahrerhebliche Umstände  
 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekann-
ten Gefahrumstände in Textform anzuzeigen, nach 
denen der Versicherer in Textform gefragt hat und 
die für den Entschluss des Versicherers erheblich 
sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch inso-
weit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Ver-
tragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Ver-
sicherer Fragen im Sinne des  Satzes 1 stellt. Gefahr-
erheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf 
den Entschluss des Versicherers Einfluss auszu-
üben, den Vertrag überhaupt oder mit dem verein-
barten Inhalt abzuschließen. 

 
 Soll eine andere Person versichert werden, ist diese 

neben dem Versicherungsnehmer für die wahr-
heitsgemäße und vollständige Anzeige der gefahr-
erheblichen Umstände und die Beantwortung der an 
diese Person gestellten Fragen verantwortlich. 

 
 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-

rungsnehmers geschlossen und kennt dieser den 
gefahrerheblichen Umstand, muss sich der Versi-
cherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er 
selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig ver-
schwiegen. 

 
2. Rücktritt 
 
2.1 Voraussetzungen und Ausübung des Rücktritts 
 
 Unvollständige und unrichtige Angaben zu den ge-

fahrerheblichen Umständen berechtigen den Versi-
cherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. 

 
 Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber 

dem Versicherungsnehmer. 
 
2.2 Ausschluss des Rücktrittsrechts 
 
 Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der 

Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein 
Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen An-

gaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ge-
macht hat. 

 
 Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 

fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu an-
deren Bedingungen, geschlossen hätte. 

 
2.3 Folgen des Rücktritts 
 
 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-

schutz.  
 
 Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versiche-

rungsfalls zurück, darf er den Versicherungsschutz 
nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig an-
gezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versi-
cherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem 
Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn 
der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglis-
tig verletzt hat. 

 
 Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der 

der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 
3. Kündigung 
 
 Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausge-

schlossen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht 
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

 
 Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 

Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versi-
cherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte. 

 
4. Rückwirkende Vertragsanpassung 
 
 Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündi-

gen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedin-
gungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer 
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die 
anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil. 

 
 Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Bei-

trag um mehr als 10% oder schließt der Versicherer 
die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers fristlos kündigen. 

 
5. Ausübung der Rechte des Versicherers 
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 Der Versicherer muss die ihm nach den Ziffern 2. bis 

4. zustehenden Rechte innerhalb eines Monats in 
Textform geltend machen. Dabei hat er die Um-
stände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt. 
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von 
der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis er-
langt. 

 
 Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 

2. bis 4. nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die 
Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen 
hat. 

 
 Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 2. bis 

4. genannten Rechte nicht berufen, wenn er den 
nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrich-
tigkeit der Anzeige kannte. 

 
6. Anfechtung 
 
 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen 

arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 
Im Fall der Anfechtung steht dem Versicherer der 
Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwer-
den der Anfechtungserklärung abgelaufenen Ver-
tragszeit entspricht. 

 
§ 12 Verjährung 
 
1. Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ver-

jähren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet 
sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuches. 

  
2. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag 

beim Versicherer angemeldet worden, ist die Verjäh-
rung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt ge-
hemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers 
dem Versicherungsnehmer in Textform zugeht. 

 
§ 13 Gerichtsstand, geltendes Recht 
 
1. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 

den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zu-
ständigkeit nach dessen Sitz oder dem der für den 
Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 
Örtlich zuständig ist auch das Gericht, in dessen Be-
zirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageer-
hebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 
solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

 
2.  Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 

müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag ge-
gen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für 
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zu-
ständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristi-
sche Person, bestimmt sich das zuständige Gericht 
auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des 
Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der 
Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesell-

schaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts oder eine eingetragene Partner-
schaftsgesellschaft ist. 

 
3. Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthaltsort 

im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, be-
stimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen 
aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder 
seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. 

 
4. Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 
§ 14 Anzeigen und Willenserklärungen 
 
1. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und 

Erklärungen sind in Textform (z. B. per Brief, Fax, E-
Mail) abzugeben, sofern nicht etwas anderes be-
stimmt ist. Sie sollen an die Hauptverwaltung des 
Versicherers oder an die im Versicherungsschein 
oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichne-
te Geschäftsstelle gerichtet werden. 

 
2. Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 

Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt 
für eine Willenserklärung, die dem Versicherungs-
nehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung 
eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem 
Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt 
drei Tage nach der Absendung des Briefes als zuge-
gangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer 
Namensänderung des Versicherungsnehmers. 

 
 
BESONDERE BEDINGUNGEN 
 
 
Halter-Haftpflichtversicherung und Luftfrachtführer-
Haftpflichtversicherung - Deckungserweiterung auf 
Kriegs- und Terrorrisiken (gilt generell als vereinbart) 
 
1.  Soweit Versicherungspflicht nach dem Recht der 

Europäischem Union oder deutschem Recht be-
steht, wird der Versicherungsschutz abweichend 
von § 4, Ziff. 1.7 und 1.8 der Luftfahrt-
Haftpflichtversicherungsbedingungen (Halter, Luft-
frachtführer) erweitert auf Haftpflichtansprüche 
wegen Schäden, die verursacht werden durch 

 
1.1  Kriegs- oder Bürgerkriegshandlungen, andere feind-

selige Handlungen, Streik, Aussperrung, Aufruhr, in-
nere Unruhen, Arbeitsunruhen, Entführung, Terror- 
oder Sabotageakte; 

 
1.2  die unrechtmäßige Inbesitznahme von Luftfahrzeu-

gen, Verfügungen von Hoher Hand oder jede sons-
tige hoheitliche Tätigkeit. 

 
2. Die Höchstersatzleistung aus der Deckungserweite-

rung auf Kriegs- und Terrorrisiken ist begrenzt auf 
die Mindestversicherungssummen nach dem Recht 
der Europäischen Union oder deutschem Recht.  
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In der Halterhaftpflichtversicherung ist die 
Höchstersatzleistung je Schadensereignis und für 
alle Schadensereignisse einer Versicherungsperiode 
auf 50 Mio. USD begrenzt, sofern nicht im Versiche-
rungsschein niedrigere Summen vorgesehen sind.  
Ersatzleistungen aus dieser Deckungserweiterung 
werden auf die Versicherungssummen für die Hal-
ter- und Luftfrachtführer-Haftpflichtversicherung 
angerechnet. 

 
3.  Automatische Beendigung des Versicherungs-

schutzes 
 
 Der Versicherungsschutz für diese Deckungserwei-

terung endet automatisch 
 
3.1  bei Kriegsausbruch zwischen zwei oder mehreren 

der folgenden Staaten: 
 
 Frankreich, Volksrepublik China, Russische Födera-

tion, Großbritannien, Vereinigte Staaten von Ameri-
ka; 

 
3.2  bei Explosion einer Kriegswaffe unter Anwendung 

atomarer Kernspaltung und/oder Kernfusion oder 
sonstiger Strahlungseinwirkung; 

 
3.3  bei Beschlagnahme des versicherten Luftfahrzeu-

ges. 
 Befindet sich ein versichertes Luftfahrzeug in dem 

Zeitpunkt, in dem die Voraussetzungen der automa-
tischen Beendigung des Versicherungsschutzes ein-
treten, in der Luft, so endet der Versicherungsschutz 
erst, wenn das Luftfahrzeug gelandet ist und alle 
Passagiere das Luftfahrzeug verlassen haben. 

 
4.  Kündigung 
 
4.1  Nach Explosion einer Kriegswaffe im Sinne der Ziffer 

3.2 der Deckungserweiterung auf Kriegs- und Ter-
rorrisiken kann der Versicherer den Versicherungs-
schutz gemäß Ziffer 1 ganz oder zum Teil mit einer 
Frist von 48 Stunden in Textform kündigen. Die Frist 
beginnt um 23.59 Uhr GMT des Tages, an dem die 
Erklärung des Versicherers dem Versicherungs-
nehmer zugegangen ist. 

 
4.2  Der Versicherer und der Versicherungsnehmer kön-

nen die Deckungserweiterung auf Kriegs- und Ter-
rorrisiken jederzeit mit einer Frist von 7 Tagen in 
Textform kündigen. Die Frist beginnt um 23.59 Uhr 
GMT des Tages, an dem die Erklärung des Versiche-
rers dem Versicherungsnehmer zugegangen ist. 

 
 
Einschluss von Vermögensschäden in die Halter-
Haftpflichtversicherung  
 
1. Mitversichert ist in Ergänzung zu § 1 Ziffer 1 die ge-

setzliche Haftpflicht wegen Vermögensschäden 
Dritter aus einem Schadenereignis, das durch Ab-
sturz oder Notlandung des versicherten Luftfahr-
zeugs eingetreten ist. 

 

2. Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
 
2.1 aus Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und 

Kostenanschlägen;  
 
2.2 aus vorsätzlichem Abweichen von gesetzlichen oder 

behördlichen Vorschriften oder aus sonstiger vor-
sätzlicher Pflichtverletzung; 

 
2.3 wegen Abhandenkommens von Sachen, auch z.B. 

von Geld, Wertpapieren und Wertsachen. 
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Kriegs- und Embargoländer Ausschlussklausel 
Geographic Areas Exclusion Clause LSW 617H 
_______________________________________________________________________________________________ 
1. Notwithstanding any provisions to the contrary and subject to clauses 2 and 3 below, this Policy excludes any 
    loss, damage or expense howsoever occurring within the geographical limits of any of the following countries 
    and regions: 
 
(a) Algeria, Burundi, Far North Region of Cameroon, Central African Republic, Democratic Republic of Congo, 
     Ethiopia, Mali, Mauritania, Nigeria, Somalia, The Republic of Sudan, South Sudan. 
(b) Colombia, Peru. 
(c) Afghanistan, Jammu & Kashmir, North Korea, Pakistan. 
(d) Abkhazia, Donetsk & Lugansk regions of Ukraine, Nagorno-Karabakh, North Caucasian Federal District, 
     South Ossetia. 
(e) Iran, Iraq, Lebanon, Libya, North Sinai Province of Egypt (including Taba International Airport), Syria, Yemen. 
(f) Any country where the operation of the insured Aircraft is in breach of United Nations sanctions. 
 
2. However coverage pursuant to this Policy is granted: 
 
(a) for the over flight of any excluded country where the flight is within an internationally recognised air corridor 
and is performed in accordance with I.C.A.O. recommendations; or 
(b) in circumstances where an insured Aircraft has landed in an excluded country as a direct consequence and 
exclusively as a result of force majeure. 
 
3. Any excluded country may be covered by underwriters at terms to be agreed by the Slip Leader only prior to 
flight. 
 

LSW617H 

 

Klausel zum Ausschluss Geographischer Gebiete LSW617H 
 
1. Abweichend vom Versicherungsvertrag sowie unter Anwendung der nachstehenden Ziffern 2. und 3. sind 
    Schadenleistungen aus diesem Versicherungsvertrag für Ereignisse in den nachstehend aufgeführten 
    Ländern und Regionen ausgeschlossen: 
 
(a) Algerien, Burundi, Hoher Norden Kamerun, Zentralafrikanische Republik, Demokratische Republik Kongo, 
     Äthiopien, Mali, Mauretanien, Nigeria, Somalia, Republik Sudan, Südsudan. 
(b) Kolumbien, Peru. 
(c) Afghanistan, Jammu & Kaschmir, Nordkorea, Pakistan. 
(d) Abchasien, Donezk & Lugansk Regionen der Ukraine, Nagorno-Karabakh, Nordkaukasischen Bundesdistrikt, 
     Südossetien. 
(e) Iran, Irak, Libanon, Libyen, Nord-Sinai-Provinz Ägypten (einschließlich Taba International Airport), Syrien, 
     Jemen. 
(f) Jedes weitere Land, in dem der Betrieb des versicherten Luftfahrzeugs gegen Sanktionen der Vereinten 
     Nationen verstößt. 
 
2. Jedoch wird Deckung im Sinne dieses Versicherungsvertrages gewährt 
 
(a) für das Überfliegen der ausgeschlossenen Länder, sofern der Flug innerhalb des international anerkannten 
     Luftraums sowie in Übereinstimmung mit den Empfehlungen der I.C.A.O. erfolgt oder 
(b) in Fällen, in denen das versicherte Luftfahrzeug in einem ausgeschlossenen Land gelandet ist als 
     unmittelbare Konsequenz und ausschließlich als Ergebnis von höherer Gewalt. 
 
3. Ausgeschlossene Länder können vor Antritt eines Fluges auf Basis der vom führenden (Rück-) Versicherer 
festgesetzten Bedingungen und Konditionen wiedereingeschlossen werden. 
 
LSW617H deutsch 
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Der Versicherer gewährt keinen Versicherungsschutz oder sonstige Leistungen, soweit der 
Versicherer durch die Gewährung und/oder sonstige Leistungen Sanktionsmaßnahmen, Ver-
boten oder Beschränkungen nach anwendbaren Wirtschafts- oder Handelssanktionen ausge-
setzt wäre. 
 
 
No insurer shall be deemed to provide cover or any benefit to the extent that the provision of such 
cover or benefit would expose that insurer to any sanction, prohibition or restriction under relevant 
trade or economic sanction laws or regulations. 



  

   

 

Verbraucherinformation (gesetzliche Informationspflicht) 
 
1. Auf das Versicherungsverhältnis findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. 

 
2. Sollten Sie zu diesem Versicherungsverhältnis eine Beschwerde haben, so bitten wir Sie, diese 

zunächst an uns zu richten. Sie können sich auch an die 
 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 
 
als zuständige Aufsichtsbehörde wenden. 

 
 
 

Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeige-
pflicht 
 
 

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvoll-
ständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht 
können Sie der nachstehenden Information entnehmen. 
 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen 
Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. 
Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerhebli-
chen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 
 
Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 
 
1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt 
nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht,  
wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch  
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.  
 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des 
Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der 
nicht oder nicht richtig angegebene Umstand 
 
- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles  
- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht  
 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt 
haben. 
 



  

   

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  
 



  

   

 
2. Kündigung 
 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich ein-
fach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen.  
 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
 
3. Vertragsänderung 
 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die an-
deren Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrläs-
sig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die An-
zeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil. 
 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahr-
absicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht 
werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen. 
 
4. Ausübung unserer Rechte 
 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb 
eines Monats in Textform geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der 
Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlan-
gen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklä-
rung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese 
die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.   
 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht beru-
fen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 
 
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von 
fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist 
eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig 
verletzt haben.  
 
5. Stellvertretung durch eine andere Person 
 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich 
der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für 
die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene 
Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch 
Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
 
 



  

   

 
Belehrung nach § 37 Abs. 2 VVG über die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung des ersten 
oder einmaligen Beitrages 
 

Damit wir Ihnen Versicherungsschutz gewähren können, müssen Sie die vereinbarten Beiträge zah-
len.   
 
Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, beginnt der Versicherungsschutz 
frühestens zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie den Beitrag zahlen. Der Versicherungsschutz beginnt 
gleichwohl zu dem vereinbarten Zeitpunkt, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten haben. 
 
Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, können wir vom Vertrag zurücktre-
ten, solange Sie die Zahlung nicht bewirkt haben. Unser Rücktrittsrecht ist ausgeschlossen, wenn 
Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.  
  
Hinweis: 
 
Weitere Regelungen zum Beginn des Versicherungsschutzes, zur Fälligkeit des ersten oder einmali-
gen Beitrages und zur Rechtzeitigkeit der Zahlung entnehmen Sie dem Versicherungsschein sowie 
den für Ihren Vertrag geltenden Versicherungsbedingungen. 
 



  

   

 

Widerrufsbelehrung nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 VVG 

Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform 
(z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die 
Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren 
Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 
bis 4 der VVG- Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten 
haben, jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312i Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches in Verbindung mit Art. 246c des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist 
zu richten an:  
 
Delvag Versicherungs-AG 
Abteilung CGN Q/XI-A,  
Venloer Straße 151-153 
50672 Köln 
 
Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Faxnummer zu richten: 
+49 (0) 221 – 8292 275 
 

Widerrufsfolgen: 

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten Ihnen den 
auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt 
haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der 
Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbe-
halten. Dieser Betrag berechnet sich wie folgt:  
 
Anzahl der Tage, 
an denen Versicherungsschutz            X         1/360 der Jahresprämie 
bestanden hat       
 
 
Die Erstattung der zurückzuzahlenden Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zu-
gang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widderrufsfrist, hat 
der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene 
Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind.  
 

Besondere Hinweise: 

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als 
auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.  
 
Ende der Widerrufsbelehrung 
 
 
 

 
 
 



  

   

 
 
 

Datenschutzhinweise - Information zur Verwendung Ihrer Daten 
Versicherungsnehmer, Versicherte Personen, Bezugsberechtigte oder Geschädigte 
 
  
Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
Uns, der Delvag Versicherungs-AG, Venloer Straße 151-153, 50672 Köln (folgend auch „Delvag“, „wir“, „uns“) 
einem Unternehmen der Lufthansa Group, ist Ihre Privatsphäre bei der Verarbeitung von persönlichen Daten 
ein wichtiges Anliegen, das wir bei unseren Geschäftsprozessen berücksichtigen.  
 
Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten und die Ihnen 
nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte. 
 
Sollten Sie darüber hinaus Fragen zum Datenschutz haben, kontaktieren Sie die für uns zuständige Lufthansa 
Konzerndatenschutz-Beauftragte: 
 

Lufthansa Konzerndatenschutz-Beauftragte 
Deutsche Lufthansa AG 
Konzerndatenschutz-Beauftragte  
Lufthansa Aviation Center 
Airportring 
60546 Frankfurt/Main 

 
Bei Datenschutz-Fragen können Sie auch eine E-Mail senden: 
datenschutz@dlh.de oder datenschutz@delvag.de  

   
Zweck und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen, welche 
sich insbesondere aus der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), dem Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG), sowie dem Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) ergeben. Unsere Datenschutzpolitik richtet sich im 
Übrigen nach der für die Lufthansa Group geltenden Datenschutzrichtlinie. 
 
Stellen Sie persönlich oder über einen Versicherungsvermittler einen Antrag auf Abschluss eines Versiche-
rungsvertrages oder holen Sie ggf. über einen Vermittler ein Angebot zum Abschluss eines Versicherungsver-
trages bei uns ein, so benötigen wir die abgefragten personenbezogenen Daten zur Einschätzung des zu versi-
chernden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung 
des Vertragsverhältnisses, z.B. zur Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden benötigen wir 
beispielsweise, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten ist und um die Höhe des eingetre-
tenen Schadens beurteilen zu können.  
 
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten nicht möglich. 
 
Sofern Sie als Begünstigter oder Geschädigter Ansprüche aus einem Versicherungsvertag haben, benötigen 
wir Ihre Antrags-, Vertrags- und/oder Schadendaten zur ordnungsgemäßen Begründung, Durchführung (ein-
schl. Leistungserbringung).  
 
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen 
Statistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten 
nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich 
einer Vertragsanpassung, -ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen. 
Rechtsgrundlage für die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten für vorvertragliche Zwecke, 
zur Erfüllung des mit Ihnen zu schließenden bzw. geschlossenen Vertrages und zur Abwicklung von Schadens-
forderungen ist Art. 6 Abs. 1 b) DSVGO sowie Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO. Soweit zum Vertragsabschluss und des-
sen Durchführung oder zur Bearbeitung eines Schadens besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. 

mailto:datenschutz@dlh.de
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B. Gesundheitsdaten) erforderlich sind, benötigen wir Ihre Einwilligung. Erstellen wir Statistiken mit diesen 
Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO in Verbindung mit § 27 BDSG. Ihre 
Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) 
DSGVO).  
 
Dies kann insbesondere erforderlich sein: 
 

 Zum Schutz der Delvag vor materiellen oder immateriellen Schäden; 

 Zur  Professionalisierung unserer Produkte und Services; 

 Zur Kostenoptimierung (Kontrolle und Minimierung); 

 Zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT Betriebs sowie Durchführung von IT-Tests. 
 
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie 
z.B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Be-
ratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Re-
gelungen in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO. Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben 
nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen dar-
über unter anderem auf unserer Webseite zuvor informieren. 
 
Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten  
 
Rückversicherer 
Von uns übernommene Risiken versichern wir ggf. bei speziellen Versicherungsunternehmen (Rückversiche-
rer). Dafür kann es erforderlich sein, dass wir Ihre Vertrags- und ggf. Schadensdaten an einen Rückversicherer 
übermitteln müssen, damit sich dieser ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen 
kann. Darüber hinaus ist es möglich, dass der Rückversicherer unser Unternehmen aufgrund seiner besonde-
ren Sachkunde bei der Risiko- oder Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung von Verfahrensabläufen unter-
stützt. Wir übermitteln Ihre Daten an den Rückversicherer nur, soweit dies für die Erfüllung unseres Versiche-
rungsvertrages mit Ihnen erforderlich ist bzw. im zur Wahrung unserer berechtigten Interessen erforderlichen 
Umfang.  
 
Mitversicherer 
Soweit Mitversicherungsverträge bestehen geben wir einen Teil der durch den Versicherungsvertrag über-
nommenen  Risiken  an  Mitversicherer weiter.  Hier  kann  es  notwendig  sein,  dem  Mitversicherer    entspre-
chende  versicherungstechnische Angaben, wie zum Beispiel Versicherungsscheinnummer, der  Beitrag oder 
die Art des Versicherungsschutzes, mitzuteilen. Umfasst die Mitversicherung auch die Mitwirkung bei der 
Schadenbeurteilung leiten wir an diesen auch weitere zur Ermittlung des  Schadens-  oder  Leistungsfalls er-
forderlichen Angaben  weiter. Es kann  sein,  dass  sich  unsere  Mitversicherer ebenso eines  Rückversicherer  
bedienen,  denen sie ebenfalls  die  entsprechenden  Daten übermitteln. 
 
Vermittler 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Ver-
mittler die zum Abschluss und zur Durchführung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und Leistungs-
daten. Auch übermittelt unser Unternehmen diese Daten, sofern sie ihm unmittelbar von Ihnen oder einem 
Dritten  mitgeteilt worden sind, an den Sie betreuenden Vermittler, soweit dieser die Informationen zu Ihrer 
Betreuung und Beratung in Versicherungs- und Finanzdienstleistungs-angelegenheiten benötigt. 
 
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe  
Die Unternehmen der Delvag Gruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Delvag 
Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. So können Ihre Daten etwa zu Abrechnungszwecken in ei-
nem gemeinsamen Programm für alle Unternehmen der Delvag Gruppe verarbeitet werden.  
 
Zu den Unternehmen der Delvag Gruppe zählen: 
 

Delvag Versicherungs-AG, Venloer Straße 151-153, 50672 Köln 
 
Albatros Versicherungsdienste GmbH, Venloer Straße 151-153, 50672 Köln 
 

http://www.delvag.de/datenschutz


  

   

Albatros Service Center GmbH, Venloer Straße 151-153, 50672 Köln 
 
Externe Auftragnehmer und Dienstleister 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleis-
ter.  
 
Dies sind: 
 

 Gutachter / medizinische Experten für Erstellung von Gutachten zur Risiko- und Leistungsprüfung; 

 Datenmanagement-Dienstleister für Lagerung und Vernichtung von Akten; 

 IT-Dienstleister für Wartung, Betrieb und Sicherung von Systemen und Anwendungen, Datenwieder-
herstellung sowie Datenträgervernichtung; 

 Übersetzer für Übersetzung von Unterlagen zur Risiko- und Leistungsprüfung; 

 Service-Dienstleister zur Unterstützung bei Antrags- und Bestandsbearbeitung; 

 Audit-Dienstleister zur Durchführung von internen Revisionen und IT-Sicherheitsaudits. 
 
Weitere Empfänger 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an 
Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Strafverfolgungsbehörden, Finanzbehörden 
oder Sozialversicherungsträger). 
 
Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten, sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforder-
lich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der 
Ansprüche von uns oder gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjäh-
rungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit 
wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben sich 
unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch und der Abgabenordnung.  
 
Betroffenenrechte 
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber 
hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten ver-
langen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf 
Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren 
Format zustehen. 
 
Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu 
widersprechen.  
 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widerspre-
chen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. 
 
 
Beschwerderecht 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder 
an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde 
ist: 
 

Landesbeauftragte für Datenschutz und  
Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen 
Postfach 20 04 44 
40102 Düsseldorf 

 
Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer und anderen Stellen 
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls überprüfen zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen 



  

   

Daten z. B. mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen. Sofern wir bei unseren An-
fragen, z. B. an den Vorversicherer, besondere Kategorien personenbezogener Daten (z.B. Gesundheitsdaten) 
übermitteln und von uns solche besonderen Daten erhoben werden, holen wir im Einzelfall zuvor Ihre Einwilli-
gung ein. 
 
Datenübermittlung in ein Drittland 
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Drittland durch die EU-Kommission ein angemessenes 
Datenschutzniveau bestätigt wurde oder andere angemessene Datenschutzgarantien (z.B. verbindliche un-
ternehmensinterne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) vorhanden sind. 
 
Automatisierte Einzelfallentscheidungen 
Auf Basis der von Ihnen gemachten Angaben entscheiden wir in bestimmten Fällen vollautomatisiert bei der 
Antrags-, Vertrags- sowie Schaden- und Leistungsbearbeitung. Die Entscheidung erfolgt dabei insbesondere 
auf der Grundlage Ihrer Angaben zu persönlichen Risikomerkmalen. Die vollautomatisierten Entscheidungen 
basieren insbesondere auf den vertraglichen Bedingungswerken und den daraus abgeleiteten Regeln und 
Bearbeitungsrichtlinien. 
 
Aktuelle Version 
Die aktuelle Fassung unserer Datenschutzhinweise können Sie auf unserer Webseite einsehen. 
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